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        Wiesbaden, den 30.09.2022 

 

 

Stellungnahme des Landes Hessen zum 

 

Eckpunkte Nachweisverfahren Mobilfunk 

 

Einer Veröffentlichung wird zugestimmt.  

 

 

Vorbemerkung: 

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Konsultation der von der BNetzA am 

25.08.2022 bekanntgegebenen Eckpunkte für geplante Vorgaben zum 

Minderungsrecht im Mobilfunk. 

Die benannten sechs Eckpunkte präzisieren die gesetzlichen Vorgaben für 

Verbraucher, bei Mobilfunk-Internetzugängen gemäß § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG 

das vertraglich vereinbarte Entgelt zu mindern oder den Vertrag außerordentlich ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Dies kann – vergleichbar mit 

entsprechenden Vorgaben bei Festnetz-Breitbandanschlüssen - bei erheblichen, 

kontinuierlichen oder regelmäßig wiederkehrenden Abweichungen bei der 

Geschwindigkeit oder anderen Dienstequalitätsparametern zwischen der 

tatsächlichen Leistung und der vom Anbieter angegebenen Leistung geltend gemacht 

werden. 

 

Kritikpunkte 

Bei der Konkretisierung der Erheblichkeit einer Abweichung im Mobilfunk führt die 

BNetzA in Eckpunkt 4 aus, dass unter Berücksichtigung der netzseitigen und 

endkundenseitigen Parameter bei der Wahl eines Einheitswertmodells als inhaltlicher 

Faktor für eine erhebliche Abweichung differenzierte Abschlägen für städtische, 

halbstädtische und ländliche Bereiche angenommen werden können. Als Gründe 

werden u.a. variierende Leistungsparameter, die Nutzungssituation der Endkunden, 

die verbaute Übertragungstechnik und die genutzten Frequenzbereiche benannt.  

Aus Sicht des (Flächen-)Landes Hessen ergibt sich hieraus ein erster 

Anknüpfungspunkt für Kritik: Die vorgesehene Differenzierung bei den Abschlägen 
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würde dazu führen, dass die Teilhabe der ländlichen Regionen auf dem 

Mobilfunkmarkt weiter ins Hintertreffen gerät und die Balance der gleichwertigen 

Lebensverhältnisse noch weiter zu Ungunsten der ländlichen Regionen geschwächt 

wird. Diese zu stärken, ist zentraler Ansatz der Strategie Digitales Hessen und wird 

dementsprechend auch im Zukunftspakt Mobilfunk des Landes aufgegriffen. Hessen 

deshalb schlägt vor, als Anreiz für die Bemühungen der Mobilfunknetzbetreiber von 

der vorgesehenen starken Differenzierung Abstand zu nehmen und einen 

anspruchsvolleren Wert für den ländlicheren Raum in Annäherung an den Wert des 

halbstädtischen Werts für alle Regionen als minderungsrelevanten Abweichungswert 

vorzusehen. Dieses Vorgehen könnte als Anreizmaßnahme für die 

Mobilfunknetzbetreiber interpretiert werden, die größere Anstrengungen im ländlichen 

Raum initiieren würde und damit auch die Anstrengungen der Bundesregierung zur 

Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutschland unterstützen 

würde. Es erscheint darüber hinaus weiterhin sehr fraglich, ob die Annahme der oft 

vereinbarten maximalen Geschwindigkeiten von mehreren Hundert Mbit/s als 

Begründung für hohe Abweichungswerte ausreicht. Alle Bürgerinnen und Bürger, die 

geringere Geschwindigkeiten mit den Mobilfunkbetreiberfirmen vertraglich vereinbart 

haben, könnten von vorneherein durch das derzeit angelegte Raster fallen. 

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf das technisch sehr aufwendige Verfahren 

gem. Eckpunkt 3. Dort ist vorgesehen, dass 30 Messungen innerhalb definierter 

Zeitintervalle durchgeführt werden müssen, um einen Anspruch zu begründen. In 

Verbindung mit den sehr hoch angesetzten Abweichungswerten erscheint dieses 

komplexe und aufwendige Verfahren aus Sicht des Landes Hessen aus 

verbraucherfreundlichen Gesichtspunkten als verbesserungs- und ausbaufähig.  


